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ein gebrochenes Verhältnis zur Demokratie hat; sondern es 
sind die Gegenstände rechtswissenschaftlichen Anbeitens — 
Staat und Recht —, die immer wieder die Mehrheit unter den 
Juristen dazu bringt, Verteidiger eines bestehenden Systems 
zu sein. Gerade jetzt, wo das eine System durch die revolu­
tionäre Erneuerung zerschlagen wurde und die neue Gesell­
schaft noch nicht herausgebildet ist, sollten wir uns klarma­
chen, wie wir stärker als es in der Tradition der Juristischen 
Fakultät bislang der Fall war — Freiheit und Unabhängig­
keit juristischen Denkens dauerhaft durch neue Strukturen 
und Ausbildungsmethoden sichern. Berlin als mögliche Haupt­
stadt, vor allem als zentral gelegene europäische Großstadt, 
bringt der Humboldt-Universität und damit auch uns Vorteile 
und Nachteile. Seit der Gründung der Juristischen Fakultät, 
seit ihrer ersten Prägung durch Savigny, war sie stärker als 
andere Fakultäten dem Staat unmittelbar zugeordnet, indem 
sie Berater, Gutachter und Mitglieder der Regierung stellte. 
Die direkte Verbindung zur Berliner Justiz durch die Absol­
venten verstärkte dies zusätzlich. All dem stehen wir wieder 
gegenüber. Obwohl dies immer ein Problem der Fakultät war 
und wieder sein wird, müssen wir uns heute zu den Ver­
strickungen der letzten Jahrzehnte bekennen, und wir versi­
chern, daß wir sie keineswegs ad acta legen, sondern aufar­
beiten werden. In diesem Sinne haben wir allen Anlaß, die 
Rehabilitierung der Professoren Bernhard Graefrath, Her­
mann Klenner und Karl A. Mollnau nicht nur als individuel­
len Wiedergutmachungsakt zu gestalten.

Dabei werden zwei große Schnittpunkte der DDR-Ge- 
schichte und des Beteiligtseins unserer Sektion in das Blick­
feld geraten:

Zum einen die Reaktionen auf den XX. Parteitag der 
KPdSU sowie der erste große Anlauf, das auch bei uns eta­
blierte stalinistische System zu überwinden, und die Nieder­
lage dieser Versuche auf der Babelsberger Konferenz 1958. Es 
spricht für die damalige Fakultät, daß drei von vier auf die­
ser Konferenz gemaßregelten Hochschullehrern aus ihren Rei­
hen stammten. Klar ist aber auch, daß die Fakultät selbst sich 
in Babelsberg mit unterwarf und sich so verhielt, wie die 
Mehrheit der Juristen.

Zum anderen hat sich ähnliches im Vorfeld des Einmar­
sches von Truppen des Warschauer Vertrages in die CSSR zur 
Niederschlagung des Prager Frühlings 1968 wiederholt. Am 
Versuch, im Rahmen des sog. Neuen ökonomischen Systems 
in der DDR, Reformstrategien zu erarbeiten, waren wie­
derum Hochschullehrer unserer Fakultät beteiligt. Der inhalt­
liche Zusammenhang zwischen dem, was in der CSSR pas­
sierte und dem, was hier gedacht und geschrieben wurde, 
wird schnell offenbar. Nach der Niederschlagung des Prager 
Frühlings war aber auch an der Sektion wiederum eine Mehr­
heit bereit, abzuschwören und das Zurückrollen der Reform­
ansätze hinzunehmen.

Nennenswerte Ansätze zu grundsätzlich neuem Denken 
sind erst wieder unter dem Einfluß von Gorbatschows „Pe­
restroika“ entstanden. Daß es nicht die Professoren waren, die 
dieses Denken vorantrieben, zeigt deren Schwäche gegenüber 
den Herrschenden. So gehörte die Sektion als Ganzes im Ok­
tober 1989 nicht zu denen, die den revolutionären Erneue­
rungsprozeß mit einleiteten, obwohl an der Humboldt-Univer­
sität durchaus Denker und Vordenker des Erneuerungsprozes­
ses beheimatet waren und gute Chancen bestanden hätten, 
auch durch Juristen Beiträge zur grundsätzlichen Erneuerung 
zu erarbeiten. Für die friedliche Revolution haben sich wie­
derum nur einzelne eingesetzt.

Die Frage, warum immer die Mehrheit der Juristen sich 
als nicht mutig genug erwies, um Bestehendes zu ändern, muß 
für uns gegenwärtig bleiben, damit der Neubeginn nicht in 
erneute Verstrickung und Schuld führt.

Der Dreh- und Angelpunkt unseres neuen Anfangs ist die 
Reform der Juristenausbildung. Vom Ausbildungsmodell her 
müssen Lehr- und Forschungsinhalte sowie Strukturen für 
Lehrstühle und Institute neu bestimmt werden. Dazu haben 
wir wenig Zeit. Ab September 1990 muß ein Ausbildungs­
system funktionieren, das einerseits attraktiv genug ist, um 
die Studenten zu uns zu führen, und ihnen andererseits die 
Gewähr bietet, in einem vereinigten Deutschland, in einer zu­
sammenwachsenden Rechtsordnung als Jurist zu bestehen.

Informationen
Der Zentrale juristisch-medizinische Arbeitskreis der Vereini­
gung demokratischer Juristen beriet im Februar 1990 sein 
Wirkungsfeld im demokratischen Erneuerungsprozeß der Ge­
sellschaft. Dabei ging es um eine kritische Wertung seiner bis­
herigen Arbeit und künftige Zielstellungen. Einstimmigkeit 
bestand von Anfang an darüber, daß eine interdisziplinäre 
Betrachtung juristisch-medizinischer Grenzfragen notwendig 
ist und bleibt. Der Bildung des Arbeitskreises im Jahre 1977 
lag die Erkenntnis zugrunde, daß Recht, wenn es richtig ein­
gesetzt wird, die Betreuungsqualität im Gesundheitswesen 
verbessern kann, der humanistischen Ausrichtung des Fort­
schritts in Medizin und Wissenschaft dient und dazu beiträgt, 
das Grundrecht der Bürger auf Schutz ihrer Gesundheit zu 
gewährleisten. Diese Parameter gilt es vor allem durch die 
unbedingte Achtung der Persönlichkeitsrechte — die der Pa­
tienten und der an der Betreuung Beteiligten — zu fördern.

Die Mitglieder des Arbeitskreises haben sich die Aufgabe 
gestellt, ihr Wirkungsfeld zu verbreitern. Als unverzichtbar 
werden dabei Vergleiche mit Normen der WHO und mit 
Rechtsvorschriften anderer Länder, vorrangig der BRD, ange­
sehen. Kontakte zu wissenschaftlichen Einrichtungen und kom­
petenten Vertretern der beiden Fachdisziplinen werden ver­
tieft. Ein weiteres Anliegen des Arbeitskreises ist es, juri­
stisch-medizinische Grenzfragen stärker in den Prozeß der 
Erarbeitung von Rechtsvorschriften einzubringen.

In seiner Öffentlichkeitsarbeit stellt sich der Arbeitskreis 
u. a. die Aufgabe, regelmäßig Symposien zu veranstalten, die 
möglichst vielen Interessierten offenstehen. Die Publikation 
von Tagungsberichten soll Ärzte und Juristen anregen, ihre 
Erfahrungen einzubringen, Fragen aufzuwerfen bzw. Praxis- 
probleme zu diskutieren. Zu diesem Zweck wird auch erwo­
gen, zeitweilige Arbeitsgruppen zu bilden, die sich Einzel­
fragen detailliert widmen und diese für die öffentliche Dis­
kussion aufbereiten.

Zur Vorsitzenden wurde erneut Dr. Hannelore Heusinger 
und als Stellvertreter Prof. Dr. habil. Reinhard Gürtler so­
wie Medizinalrat Prof. Dr. sc. med. D. Leopold gewählt.

Am 2. Mai 1990 konstituierte sich in Berlin (Ost) eine Initia­
tivgruppe zur Gründung eines Berliner Rechtsanwaltsvereins.

Im Ergebnis der Beratung und auf der Grundlage eines 
Beschlusses des Vorstandes des Berliner Anwaltsvereins e. V. 
(West) besteht für alle in Berlin (Ost) dienstansässigen Rechts­
anwälte die Möglichkeit, Mitglied des Berliner Anwaltsver­
eins e. V., der Bestandteil des Deutschen Anwaltvereins ist, 
zu werden.

Im Berliner Anwaltsverein e. V. wird nach Beitritt von 
Berliner Rechtsanwälten eine Sektion Ost geschaffen mit dem 
Ziel, deren spezielle Interessen wahrzunehmen. Hierzu wird 
ein Rechtsanwalt aus Berlin (Ost) in den Vorstand des Ber­
liner Anwaltsvereins aufgenommen.

Aufnahmeformulare sind beim Berliner Anwaltsverein 
e. V., Schlüterstr. 39, 1000 Berlin 12, erhältlich.

Die „Neue Kriminologische Gesellschaft (NKG) — Wissen­
schaftliche Vereinigung deutscher, österreichischer und schwei­
zerischer Kriminologen“ veranstaltet vom 17. bis 19. Oktober 
1990 in Frankfurt a. M. (Kongreßhaus Kolpinghaus) ihre erste 
öffentliche Fachtagung, verbunden mit der Verleihung der 
Beccaria-Medaille.

Das Generalfchema lautet: „Gewalt in unserer Gesellschaft — 
ein Problem? Zu den Ergebnissen der Gewaltkommissioh.“

Die zu diesem Thema und zu den einzelnen Bereichen im 
öffentlichen Raum angelaufene Debatte soll in Plenarsitzun­
gen und Arbeitskreisen im fachlichen Widerstreit vertieft 
werden. Um der Neuen Kriminologischen Gesellschaft die 
Planung und den (späteren) gezielten Versand des detaillier­
ten Programms zu erleichtern, werden Interessenten gebeten, 
ihre Teilnahmebereitschaft der Geschäftsstelle der NKG, c/o 
Institut für Kriminologie, Corrensstraße 34, D-7400 Tübingen 
(Tel. 07071/29-2931) mitzuteilen.

Eine Kommission von Hochschullehrern und Vertretern des 
Studentenrates arbeitet daher bereits an einer Studienord­
nung und einem Vorlesungsverzeichnis für das neue Semester, 
das sich dem Vergleich mit denen westdeutscher Universitäten 
stellt. Das schwierigste dabei zu bewältigende Problem ist die 
Angleichung der sich bereits in der Ausbildung befindlichen 
Studienjahre und das Auslaufen des Fernstudiums. Diese Ar­
beitsprozesse werden wir transparent und für alle einsichtig


